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Strafen: Wie
lang dauert
„lebenslang“?
Die durchschnittliche
Haftdauer liegt bei 21 Jahren.

„Lebenslang“ bedeutet in Öster-
reich selten, bis zum Tod hinter
Gittern sein zumüssen. 20 Jahre
nach Strafantritt sind noch
56 Prozent der Verurteilten in
Haft, bis zum 30. Strafjahr sind
es noch 17 Prozent. Die durch-
schnittliche Haftdauer liegt bei
21 Jahren. Das zeigen Forschen-
de der Johannes-Kepler-Uni
Linz in einer aktuellen Studie.

„Von Gesetzes wegen be-
deutet eine lebenslange Frei-
heitsstrafe nicht zwingend, bis
zum Tode inhaftiert zu sein. Ab
einer Verbüßungsdauer von
15 Jahren ist eine bedingte Ent-
lassung möglich“, erklärt Alois
Birklbauer vom Institut für
Strafrechtswissenschaften.
Dannmuss die Behörde prüfen,
ob Gefangene entlassen wer-
den. Später können sie Anträge
auf bedingte Entlassung stellen.
Wird das genehmigt, folgen
eine Probezeit von zehn Jahren
und eventuell Auflagen wie Al-
koholverbot oder eine Psycho-
therapie.

Männermorden ammeisten
Birklbauer analysierte gemein-
sam mit Helmut Hirtenlehner
vom Institut für Procedural Jus-
tice 700 gerichtliche Entschei-
dungen zu 140 Verurteilten.
96 Prozent der lebenslangen
Freiheitsstrafen betrafen Män-
ner – zu 99 Prozent saßen sie we-
gen Mordes hinter Gittern. Die
geringsten Entlassungschancen
hatten wegen eines Sexualmor-
des Verurteilte; auch wer schon
zuvor Freiheitsstrafen verbüßt
hatte, wurde seltener entlassen.

Die Studie zeigte zudem
den großen Einfluss der Staats-
anwaltschaften, deren Stand-
punkten Gerichte oft folgten.
Psychiatrische und psychologi-
sche Sachverständige würden
hingegen nur unregelmäßig
beigezogen. Wenn doch, hätten
sie großen Einfluss auf die Ent-
scheidung. Anwaltlich vertre-
ten wurden Gefangene in Ent-
lassungsverfahren nur in zehn
Prozent der Fälle – das erhöhte
die Wahrscheinlichkeit einer
Entlassung aber nicht. (gral)

Neue Leitung
für FFG
Karin Tausz bildet mit
Henrietta Egerth die Spitze.

Die Forschungsförderungsge-
sellschaft (FFG) bekommt ab
1. September eine neue Ge-
schäftsführung. Die anwen-
dungsorientierte Förderagentur
leiten dann Karin Tausz und
Henrietta Egerth gemeinsam.

Die Wirtschaftswissen-
schaftlerin und ehemalige grü-
ne Bezirksrätin Tausz (54) wur-
de vom Klimaministerium be-
stellt. Sie verantwortet derzeit
den Bereich Unternehmensent-
wicklung in der ÖBB-Infra-
struktur AG und ist zudem Auf-
sichtsratsvorsitzende der Aus-
tro Control. Tausz löst Klaus
Pseiner ab, der in Pension geht.

Egerth (52) wurde vom
Wirtschaftsministerium wie-
derbestellt, wo sie einst als
Fachreferentin für die Bereiche
Forschung und Technologie
zuständig war. Ab 2004 stand
sie – gemeinsam mit Pseiner –
an der Spitze der damals neu
gegründeten FFG. Die Verträge
für die neue Doppelspitze lau-
fen fünf Jahre. (APA)

SAMSTAG, 29. APRIL 2023 WISSEN & INNOVATION W3

Zu viele gute Forschende, um alle zu fördern
Forschungsförderung. Der Wissenschaftsfonds FWF finanziert mehr Menschen denn je in Österreich. Aber nur 21
Prozent der Anträge konnten genehmigt werden. Im Herbst startet die Suche nach exzellenten Leuten für Professuren.

VON VERONIKA SCHMIDT

4842 Menschen können in Öster-
reich forschen, weil sie vom Wis-
senschaftsfonds FWF finanziert
sind. So viele wie noch nie. 48 Pro-
zent davon sind Frauen. „Die Gen-
derbilanz ist recht gut, aber unser
Systemziel ist, gendergerecht zu
fördern“, sagte Präsident Christof
Gattringer bei der Jahresbilanz des
FWF in der historischen Postspar-
kasse amWiener Ring.

Der neue Höchststand beim
Forschungspersonal, das vom
FWF sein Gehalt bezieht, spiegelt
sich auch in der bisher höchsten
Summe wider, die 2022 bewilligt
wurde: 273 Millionen Euro flossen
in 743 Forschungsprojekte.

Vor allem Junge profitieren
Die Mehrzahl dieser Projekte sind
mit 400.000 bis 500.000 Euro Fi-
nanzierung „klein“. Sie ermögli-
chen Post-Docs oder Doktorandin-
nen, ihrer Forschungsfrage nach-
zugehen, ohne sich Sorgen um
einen Nebenjob machen zu müs-
sen. 70 Prozent dieser Leute sind

35 Jahre oder jünger, betonte Gat-
tringer bei der Präsentation. Wis-
senschaftsminister Martin Pola-
schek bestätigte dort vor Journalis-
tinnen und Journalisten, dass der
Wissenschaftsfonds in den Jahren
2024 bis 2026 mit mehr Geld rech-
nen kann. Bei der Anpassung an
die rasende Inflation hinkt der
Plan zwar nach, aber etwa 20 Mil-
lionen Euro als Teuerungsaus-
gleich sind im Budget vorgesehen.

Auffallend war wieder der stei-
le Anstieg an Anträgen, die an den
FWF gestellt wurden (siehe Gra-
fik). Insgesamt 1,314 Milliarden
Euro steckten in den Ansuchen,
ein Plus von sechs Prozent im Ver-
gleich mit 2021. Die Bewilligungs-
summe stieg im gleichen Zeitraum
ebenfalls um sechs Prozent von
256 auf 273 Millionen Euro. Nur 21
Prozent der Einreichungen wur-
den genehmigt. Die meisten Absa-

gen erhalten Forschende, weil die
internationalen Gutachter keine
enthusiastisch positive Bewertung
des eingereichten Antrags abge-
ben. Doch auch 2022 mussten Pro-
jekte mit dem Fördervolumen von
82 Millionen Euro abgelehnt wer-
den, obwohl die Gutachten diese
als exzellent einstuften. Das Geld
reicht nie aus, um alle hochquali-
tativen Anträge zu finanzieren.

Die Besten sollen herkommen
Umso erfreulicher ist die Investi-
tion in das Exzellenzprogramm
des FWF (Excellent=Austria). Nach
den Clusters of Excellence, deren
heuer fünf im März präsentiert
wurden, und nach den Emerging
Fields, die völlig neue Bereiche der
Forschung erschließen sollen,
startet nun die dritte Säule des
Programms. FWF Distinguished
Professor lautet der Titel, unter
dem sich herausragende For-
schende ab Ende 2023 bewerben
können. Die circa sechs Millionen
Förderung pro Professur sollen die
Besten der Besten nach Österreich
locken oder zurückholen.

Volkswirtschaftslehre. Auch auf dem Geldmarkt gibt es Angebot und Nachfrage. Eine Gruppe
der Uni Klagenfurt untersucht, was eine stabile Geldnachfrage in Volkswirtschaften ausmacht.

Der Geldmarkt in unsicheren Zeiten
VON MICHEL MEHLE

V on Voltaire stammt der Aus-
spruch: „Zweifel ist keine
angenehme Voraussetzung,

aber Gewissheit ist eine absurde.“
In der Wirtschaftswelt ist ange-
sichts der großen Unsicherheiten
und multiplen Krisen der Zweifel
derzeit Voraussetzung für viele
Nachrichten, die wir über steigen-
de Preise, zögerliche Maßnahmen
und eine ungewisse Zukunft lesen.
Es ist der Zweifel, der Christine La-
garde, Präsidentin der Europäi-
schen Zentralbank, auf der Konfe-
renz The ECB and It’s Watchers im
März Voltaire zitieren lässt. Oder,
um es mit ihren eigenenWorten zu
sagen: „Wir stehen vor neuen und
sich überlagernden Schocks. Des-
halb bleibt uns heute nichts ande-
res übrig, als uns der Unsicherheit
zu stellen.“

Inflation niedrig halten
Ungeachtet der Unsicherheiten
und Zweifel ist es die Aufgabe von
Notenbanken in der Eurozone, die
Inflationsrate bei oder zumindest
in der Nähe von zwei Prozent pro
Jahr zu halten. Diese, als stabil an-
gesehene Inflationsrate wird sei-
tens der Notenbanken als wesentli-
che Voraussetzung für eine gesun-
de Wirtschaftsentwicklung gese-
hen. Aber: „Seit sicher 15 bis 20
Jahren haben sich die Anzeichen
gemehrt, dass manche ökonomi-
sche Beziehungen nicht mehr so
gelten wie früher“, sagt Martin
Wagner. Er ist Professor für Makro-
ökonomik und quantitative Wirt-
schaftsforschung am Institut für
Volkswirtschaftslehre der Universi-
tät Klagenfurt sowie leitender wirt-
schaftlicher Berater der sloweni-
schen Notenbank, an welcher er
früher als Chefökonom und Exeku-
tivdirektor tätig war.

„Es scheint so zu sein, dass sich
manche ökonomischen Mechanis-
men verändert haben oder jetzt so-
gar andere Mechanismen wirken.
Wir müssen uns der Tatsache stel-
len, dass einige makroökonomi-
sche Beziehungen, auf die man
sich früher ,verlassen konnte‘,
nicht zwingend Bestand haben“, so
Wagner. Sprich: Die Beschreibung
der ökonomischen „Gesetzmäßig-

keiten“ ist nicht letztgültig. Die
Welt verändert sich, die Wirtschaft
und die Finanzmärkte. Daher sei
man stetig dabei, ökonomische Be-
ziehungen zu überprüfen und an-
zupassen.

Ein Beispiel dafür ist die Aus-
wirkung der Digitalisierung auf die
Inflationsrate: „Das Internet hat zu
größerer Transparenz und damit
zu mehr Wettbewerb geführt, was
inflationsdämpfend wirken kann.
Zum anderen hat die Digitalisie-
rung aber fast schon – das ist hier
bitte nicht buchstäblich verste-
hen – zu monopolartigen Tenden-
zen mit großen Playern geführt,
siehe Google oder Amazon. Das

kann preissteigernd wirken.“ Die
Frage ist nun: In welchem Ausmaß
und in welcher Form wirkt die Di-
gitalisierung wirklich auf relevante
makroökonomische Beziehungen
ein? Ähnliche Fragen stellen sich
etwa für Effekte der Globalisierung,
des Arbeitsmarkts oder im Zusam-
menhangmit demKlimawandel.

Ein aktuelles Forschungspro-
jekt des Ökonomen Wagner be-
schäftigt sich in diesem Zusam-
menhang mit der Validität einer
wichtigen makroökonomischen
Beziehung – der Geldnachfrage.
Dieses Projekt, gefördert durch den
Jubiläumsfonds der Oesterreichi-
schen Nationalbank, versucht zu
verstehen, warum und wie sich die
Geldnachfragefunktion in den ver-
gangenen Jahren und Jahrzehnten
verändert hat: „Ein gutes Verständ-
nis der gesamtwirtschaftlichen
Nachfrage nach Geld in einer
Volkswirtschaft ist wichtig, um die
Effekte von Notenbankmaßnah-
men abschätzen zu können.“

Modelle weiter verbessern
Das Forschungsprojekt hat zwei
verwobene Ziele: „Wir sind einer-
seits dabei, eine breite Datenbasis
zu erstellen. Sie soll helfen, die
Geldnachfrage in der aktuellen Zeit
wie auch für einen längeren Zeit-
raum und für verschiedene Länder
besser zu verstehen, und soll mög-
lichst viele potenziell relevante Va-
riablen enthalten“, schildert Wag-
ner. Diese „historische“ Forschung
soll zu einem besseren Verständnis
der Geldnachfrage und ihrer Ver-
änderungen im Lauf der Jahre bei-
tragen.

Die zweite Schiene des Pro-
jekts widmet sich der Entwicklung
geeigneter Verfahren, mit denen
die Forscher anhand ihrer Daten-
basis überprüfen wollen, welche
Variablen die Geldnachfrage nun
tatsächlich beeinflussen und ob
und wie sich diese Einflüsse über
die Zeit geändert haben: „Im güns-
tigsten Fall mit einer ökonomi-
schen Erklärung, warum es zu die-
sen Änderungen gekommen ist“,
sagt Wagner. Dadurch könnten be-
stehende Modelle der Geldnach-
frage verbessert werden. Zumin-
dest, bis sich die Welt irgendwann
wieder verändert.

LEXIKON

Die Geldnachfrage ist eine wichtige
Größe für Notenbanken. Sie beschreibt
die Menge an Geld, die Menschen und
Unternehmen benötigen, um Trans-
aktionen durchzuführen, und hängt von
verschiedenen Faktoren ab (Einkommen,
Zinssätze, Inflation).

Wenn Einkommen steigt, wird mehr
Geld „nachgefragt“. Wenn dagegen Zins-
sätze steigen, sinkt die Geldnachfrage,
da es nun attraktiver ist, einen größeren
Vermögensteil zinsbringend anzulegen.
Für Notenbanken ist es wichtig, die Geld-
nachfrage zu kennen, um die Geldmenge
steuern zu können.

Geld abheben oder nicht? Die Antwort auf diese Frage hängt von vielem ab. [ Stanislav Kogiku ]


